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Wir rufen alle Wahlberechtigten auf, 
— von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen; 

— sich in und für Parteien zu engagieren, die sich in ihren 

Programmen eindeutig gegen Rassismus und Diskriminie-

rung positionieren und aktiv für eine moderne Einwande-

rungs- und Integrationspolitik sowie ein gleichberechtig-

tes Miteinander eintreten; 

— Parteien abzulehnen, die ihren Wahlkampf und Politik auf 

Kosten und zum Nachteil von marginalisierten Gruppen 

machen, sich rassistischer Aussagen und Motive bedienen 

oder andere demokratiefeindliche Agenden verfolgen. 

Wir rufen auch alle nicht-wahlberechtigten Zugewanderten 

auf, sich zu informieren und sich aktiv in Diskussionen und in 

der Öff entlichkeit einzubringen.

Für eine zukunftsorientierte Integrations- und Gleichstellungs-

politik in Niedersachsen sind Konzepte, Strukturen und Res-

sourcen notwendig.

In den nachstehenden ausgewählten Handlungsfeldern stellt 

die Arbeitsgemeinschaft Migrantinnen, Migranten und Flücht-

linge in Niedersachsen – amfn e.V. ihre landespolitischen For-

derungen:

Präambel

Am 9. Oktober 2022 fi ndet in Niedersachsen die Wahl zum 

19. Niedersächsischen Landtag statt. Die Arbeitsgemeinschaft 

Migrantinnen, Migranten und Flüchtlinge in Niedersachsen – 

amfn e.V. wendet sich an die Politiker*innen und Verantwortli-

chen in der Politik, aber auch an alle Wahlberechtigten, ob mit 

oder ohne Migrationsgeschichte. 

Wir rufen alle demokratischen Parteien auf, 
— in ihrem Wahlkampf deutlich zu machen, dass sie für eine 

inklusive und vielfältige Gesellschaft einstehen;

— sich deutlich gegen Rassismus und Diskriminierung zu 

positionieren und Rassismus weder in den eigenen Reihen 

noch im Wahlkampf hinzunehmen; 

— in verantwortlichen Ämtern und Mandaten auch Kandi-

dat*innen mit Migrationsgeschichte aufzustellen.



Seit Jahren wird über Teilhabe und Partizipation ge-
sprochen, jedoch blieb es bislang größtenteils bei Lip-
penbekenntnissen. Wir wollen endlich Verbindlichkeit!

Für Niedersachsen fordern wir daher:
— ein Gesetz zur Regelung von Partizipation und Teilhabe auf 

Landesebene; 

— die Einführung eines Landesantidiskriminierungsgesetzes 

(LADG);

— die gesetzliche Verankerung und fl ächendeckende Einfüh-

rung von Integrationsbeiräten auf kommunaler Ebene; 

— die Umsetzung des Aktionsplans gegen Rassismus;

— den Ausbau, die langfristig sichergestellte Förderung und 

Stärkung der Migrationsberatung.

Darüber hinaus fordern wir:
— die Schaff ung eines Niedersächsischen Integrationsminis-

teriums an dessen Spitze ein*e Minister*in mit Migrati-

onsgeschichte steht. 

Auf diese Weise können die beim Land angesiedelten Integra-

tionsaufgaben sinnvoll gebündelt und mit Hilfe eines entspre-

chend ausgestalteten Ministeriums die Kommunikation mit 

den Migrant*innen sowie ihre Identifi kation mit Niedersachsen 

verbessert werden.

Vom neuen Landtag und der Landesregierung 
erwarten wir daher, dass sie verbindlich regeln, 
dass:
— der öff entliche Dienst bei der Neueinstellung und der 

Vergabe von Ausbildungsplätzen dem prozentualen Be-

völkerungsanteil von Menschen mit Migrationsgeschichte 

Rechnung trägt;

— interkulturelle Kompetenz ein bevorzugtes Einstellungs-

kriterium im öff entlichen Dienst wird. 

Verbesserung der 
rechtlichen und politischen 
Rahmenbedingungen

Interkulturelle Öff nung 
des öff entlichen Dienstes

Immer wieder wird von Parallelgesellschaften gespro-
chen. Die einzige belegbare Parallelgesellschaft ist der 
öff entliche Dienst in Deutschland. Er spiegelt mit weit 
über 90% Herkunftsdeutschen in keiner Weise die tat-
sächliche Bevölkerungssituation wider. 



Humane Flüchtlingspolitik 
in Niedersachsen

Förderung der
Migrant*innenselbst-
organisationen

Die Migrant*innenselbstorganisationen (MSO) in Nieder-
sachsen sind bedeutende Akteure im Integrationspro-
zess und für den Zusammenhalt der Gesellschaft. Durch 
ihre Arbeit leisten sie nicht nur einen Beitrag zu gesell-
schaftlicher Teilhabe und Integration, sondern tragen 
darüber hinaus zur Sichtbarkeit von Vielfalt bei. Sie sind 
politisch-gesellschaftliche Stimmen marginalisierter 
Gruppen und eröff nen Räume für Empowerment und 
Teilhabe. Ihre Arbeit leisten sie dabei in der Regel eh-
renamtlich und mit geringen fi nanziellen Mitteln. An sie 
werden aber zunehmend hohe Anforderungen gestellt, 
daher gilt es sie nachhaltig zu stärken und einzubinden.

Wir fordern daher von der Landesregierung und 
dem Niedersächsischen Landtag:
— die Strukturförderung von landesweit agierenden MSOs in 

den kommenden Jahren auszubauen und zu verstetigen;

— die Einrichtung eines Haushaltstitels, aus dem MSOs und 

kleinere Migrant*innenvereine mit Personal- und Sach-

kosten institutionell gefördert werden; 

— die Beteiligungsmöglichkeiten an Förderprogrammen 

niedrigschwellig zu gestalten, etwa durch die Verringe-

rung des Eigenmittelanteils oder die Anrechnung von 

Engagement als Eigenmittel, um die Diversität in der Or-

ganisationslandschaft noch weiter zu fördern.

Eine humane Asyl- und Flüchtlingspolitik verlangt es, 
Menschen, die Opfer von Kriegen und Menschenrechts-
verletzungen geworden sind, aufzunehmen, zu schüt-
zen und ihnen ein menschenwürdiges Leben zu ermög-
lichen.

Wir fordern daher: 
— eine stärkere und intensivere Beteiligung bei der Bekämp-

fung von Fluchtursachen;

— gezielte Maßnahmen, um die Diskriminierung von Ge-

fl üchteten und Asylbewerber*innen zu beenden;

— die Sicherstellung schneller Zugänge für alle Gefl üchteten 

und Asylbewerber*innen zu integrativen Maßnahmen wie 

Sprachkursen, zu Ausbildung und Arbeit, medizinischer 

und psychologischer Unterstützung sowie zu einer guten 

Wohnsituation;

— bedarfsdeckende Angebote von Sozial- und Rechtsbera-

tungen für Gefl üchtete;

— besondere Schutzmaßnahmen vor Gewalt, insbesondere 

für Kinder, Frauen und LSBTTIQ1-Gefl üchtete; 

— die Gewährung des Rechts auf Familie für alle Gefl üchte-

ten und die Ermöglichung des Familiennachzugs auch für 

Gefl üchtete mit subsidiärem Schutzstatus. 

1 Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transsexuell, Transgender, Intersexuelle, Queere



Bezahlbares Wohnen 
für alle

Gesundheit

Alle in Niedersachsen lebenden Menschen haben das 
Recht auf gleichberechtigten Zugang zur medizinischen 
Versorgung im Präventions- und Behandlungsbereich. 
Kultursensibilität und der Abbau von Sprachbarrieren 
ermöglichen den Zugang zur gesundheitlichen Aufklä-
rung und verbessern die Kommunikation zwischen Pa-
tient*innen mit Ärzt*innen und Pfl egekräften. Darüber 
hinaus können so auch Zeit und Kosten im Gesundheits-
bereich gespart werden. 

Von der Landespolitik fordern wir daher: 
— den Ausbau von kultursensiblen Angeboten in der Kran-

ken- und Altenpfl ege sowie im Hospizbereich;

— die qualifi kationsadäquate Einstellung sowie gleiche Be-

zahlung für Fachkräfte mit ausländischen Abschlüssen im 

Gesundheitsbereich; 

— den Einsatz von geschulten Sprachmittler*innen/Dolmet-

scher*innen;

— eine Sicherstellung der medizinischen Versorgung auch 

für Menschen ohne Papiere, z.B. durch die Einführung der 

»Gesundheitskarte für alle«.

Der Wohnungsmarkt ist bundesweit in vielen Kom-
munen äußerst angespannt. Menschen mit niedrigem 
Einkommen sowie Familien fi nden angesichts der stei-
genden Preise kaum noch bezahlbaren Wohnraum. Bei 
Eingewanderten kommen zudem oft rassistisch gepräg-
te Vorbehalte der Vermieter*innen und strukturelle Dis-
kriminierung hinzu. In den vergangenen Jahren wurden 
die langjährigen Versäumnisse in der Wohnungspolitik 
sowie die Folgen profi torientierter Wohnraumprivati-
sierung sichtbar.

Vom neuen Landtag und der kommenden Lan-
desregierung fordern wir daher: 
— eine Forcierung des sozialen Wohnungsbaus, der jenseits 

von Profi tdenken auch die Versorgung benachteiligter Be-

völkerungsgruppen sicherstellt; 

— die konsequente Durchsetzung des Allgemeinen Gleichbe-

handlungsgesetzes (AGG) sowie des Verbots der Diskrimi-

nierung auch in privaten Geschäftsbeziehungen (z.B. bei 

Vermietungen); 

— die Unterstützung bei der Wohnungssuche und beim Ab-

schluss von Mietverträgen für besonders benachteiligte 

Gruppen, wie z.B. kinderreiche Familien, Alleinerziehende, 

Langzeitarbeitslose und Gefl üchtete; 

— die Kontrolle der Mietpreissteigerung durch effi  ziente Re-

gelungen und Gesetze.



RassismusBeschäftigung

Migrantinnen und Migranten sind auf dem Arbeits- und 
Ausbildungsmarkt häufi g mit vielfältigen Ausgrenzun-
gen und Diskriminierungen konfrontiert. So sind sie stär-
ker von Arbeitslosigkeit betroff en. Im Jahr 2019 war die 
niedersächsische Erwerbslosenquote bei Menschen mit 
Migrationsgeschichte doppelt so hoch wie bei Menschen 
ohne Migrationsgeschichte (10,1% vs. 5%)2.

In Niedersachsen sind Menschen mit Migrationsgeschichte 
(6,7%) somit häufi ger auf soziale Transferleistungen ange-
wiesen als Menschen ohne Migrationsgeschichte (4,8%)3. 

Der neue Landtag und die neue Landesregierung sollen 
innovative Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäf-
tigungs- und Ausbildungssituation von Menschen mit 
Migrationsgeschichte in Niedersachsen in die Wege leiten. 

Wir fordern daher:
— die Arbeitserlaubnis für alle in Deutschland lebenden 

Menschen, unabhängig vom Aufenthaltsstatus; 

— die vereinfachte Anerkennung von im Ausland erworbe-

nen Abschlüssen und Kompetenzen;

— die Bekämpfung der Diskriminierung und Ausgrenzung 

auf dem Arbeitsmarkt;

— spezifi sche Angebote  für Eltern mit zu betreuenden Kin-

dern, um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu er-

möglichen und damit vor allem Frauen die Arbeitsmarkt-

integration zu erleichtern; 

— Integrations- und Sprachkurse für alle Eingewanderten, 

auch berufsbezogen unabhängig von der Bleibeperspek-

tive und der Aufenthaltsdauer.

Rassismus ist ein gefährliches Gift, das Menschen tö-
tet, die Menschenwürde verletzt und die Demokratie 
zersetzt. Seit Jahren ist eine Zunahme des Rassismus in 
der Mitte der Gesellschaft und ein Erstarken von rechts-
populistischen, rechtsradikalen Kräften zu verzeichnen. 
Deshalb sind eine klare Haltung und das Engagement 
aller Menschen mit und ohne Migrationsgeschichte ge-
gen jegliche Form von Rassismus und gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit immens wichtig.

Wir fordern daher: 
— die Einrichtung einer unabhängigen Landes-Antidiskrimi-

nierungsstelle; 

— zur landesweiten Dokumentation und dem Monito-

ring rassistischer Diskriminierung; 

— zur Koordinierung und Unterstützung von lokalen 

Initiativen und Organisationen; 

— zur Sicherstellung von fl ächendeckender, professio-

neller Beratung von Betroff enen und Opfern; 

— die schonungslose Ahndung von rassistischen Verhaltens-

weisen und Delikten im staatlichen und privatwirtschaftli-

chen Sektor;

— die Etablierung von Programmen zur rassismuskritischen 

Bildung; 

— die Förderung der zivilgesellschaftlichen Strukturen zur 

Bekämpfung von Rassismus und Rechtsextremismus so-

wie des bürgerschaftlichen Engagements zum Empower-

ment von Betroff enen. 
2 www.integrationsmonitoring-laender.de (Erwerbslosenquote nach Migrationsstatus)
3 www.integrationsmonitoring-laender.de (Quelle des überwiegenden Lebensinterhalts)



Bildung

Die Bildungspolitik in Niedersachsen genügt nicht an-
nähernd den Herausforderungen der heutigen globa-
lisierten Welt, in welcher Vielfalt, Teilhabe und Chan-
cengerechtigkeit selbstverständliche Werte unseres 
Zusammenlebens sein sollten. Dieses verlangt sowohl 
von der Gesellschaft als auch von der Politik eine beson-
dere Haltung ab: Eine Wertschätzung der kulturellen 
Vielfalt, der Mehrsprachigkeit und letztlich das Aner-
kennen der Lebensrealitäten des 21. Jahrhunderts.

Nach wie vor reproduziert das niedersächsische Bil-
dungssystem die soziale Ungleichheit und trägt zu 
wenig zur Chancengerechtigkeit bei.4 Noch immer ist 
die soziale Herkunft ein entscheidender Faktor für den 
Bildungserfolg und noch immer verlassen deutlich mehr 
Jugendliche mit Migrationsgeschichte die Schule ohne 
Abschluss als Jugendliche ohne Migrationsgeschichte.

Die Corona-Pandemie, insbesondere durch die langen 
Zeiten des Homeschoolings, hat die Nachteile beim 
Bildungserfolg für Kinder aus Familien mit geringeren 
Bildungsressourcen weiter vertieft.

Die neue Landesregierung und der neue Landtag sollen 
die Bildungspolitik neu gestalten, um die negativen 
Zusammenhänge von Herkunft und Bildungschancen 
aufzulösen. 

Insbesondere folgende Ziele sollen verfolgt 
werden:
— rassismuskritische Trainings als verpfl ichtender Bestand-

teil der Lehrer*innen- und Erzieher*innen-Aus- und Wei-

terbildung;

— rassismuskritische Überprüfung und Überarbeitung der 

Lehrinhalte und -Materialien sowie der Curricula;

— unabhängige Beschwerde- und Beratungsstellen für 

Schüler*innen und Lehrer*innen bei rassistischen Diskri-

minierungsvorfällen;

— Forcierung von Aktivitäten, um die Anstellung von Lehr-

kräften, Erzieher*innen, Sozialpädagog*innen und an-

derer Fachkräfte mit Migrationsgeschichte in Bildungsin-

stitutionen, entsprechend dem Anteil von Menschen mit 

Migrationsgeschichte an der Bevölkerung zu verwirkli-

chen;

— Abbau von Hürden bei der Anerkennung von ausländi-

schen Abschlüssen von Lehrkräften und Angebot von 

ergänzenden Qualifi zierungen, um mehr Pädagog*innen 

mit Migrationsgeschichte in den Schuldienst aufzuneh-

men; 

— Anerkennung von Vielfalt als Ressource und Befähigung 

der Schulen kompetent damit umzugehen; 

— Beseitigung lernfeindlicher Lebensbedingungen von allen 

gefl üchteten Kindern in Lagern und Gemeinschaftsunter-

künften;

— Schulbesuch unabhängig vom Unterbringungsort be-

darfsgerecht für alle gefl üchteten Kinder und Jugendliche 

von Beginn an ermöglichen;

— Anerkennung der Sprachenvielfalt unter den Schüler*in-

nen und gezielte Förderung dieses Potenzials, indem 

Vielsprachigkeit als grundlegendes Strukturelement der 

schulischen Bildung verankert und ausgebaut wird; 

— Erhebung der bei den Schüler*innen vorhandenen Sprach-

kompetenzen bereits bei der Schuleingangsuntersuchung 

bzw. vor der Einschulung mit standardisierten Verfahren 

und verbindliche Information der Eltern über die Möglich-

keiten der Förderung der Erstsprachen in der Schule;

— Implementation von Mehrsprachigkeit in verschiedenen 

Unterrichtsfächern (Translanguaging);

— Gleichstellung der Erstsprachen zu den Pfl ichtfremdspra-

chen;

— Sicherstellung des Angebots eines deutschsprachigen 

Religionsunterrichts für muslimische Kinder durch in 

Deutschland ausgebildete Lehrkräfte;

— Verstetigung und Ausbau des MigrantenElternNetzwerks 

Niedersachsen.

4 In Niedersachsen zeigt sich zum einen eine Bildungsungleichheit im Zusammenhang mit 

dem sozioökonomischen Hintergrund, welcher für Jugendliche mit und ohne Migrations-

geschichte gilt, und zum zweiten eine Ungleichheit zwischen Jugendlichen mit und ohne 

Migrationsgeschichte. (Quelle: Niedersächsisches Kultusministerium, Hrsg. (2017): Bildung 

in Niedersachsen 2017, S. 22.)



Über 20% der Bevölkerung Niedersachsens hat eine 
Migrationsgeschichte. Diese Vielfalt und Interkultu-
ralität spiegelt sich allerdings weder in der Medienbe-
richterstattung noch bei den Medienschaff enden wider. 
Auch in der Niedersächsischen Landesmedienanstalt 
steht die vollständige interkulturelle Öff nung bisher 
noch aus. Ebenso fehlen bisher gezielte Maßnahmen, 
um Medien- und Rundfunkräte bezüglich Diskriminie-
rung und Rassismus zu sensibilisieren.

Wir fordern: 
— eine sachorientierte Berichterstattung ohne Stigmatisie-

rung von Migrant*innen und Migrantengruppen; 

— die konsequente Berücksichtigung der Perspektive von 

Menschen mit Migrationsgeschichte in der Berichterstat-

tung; 

— Integration als Thema soll in öff entlich-rechtlichen Me-

dienanstalten wie auch privaten Medienunternehmen 

zentrale Querschnittsaufgabe sein, sowie ein eigenes Res-

sort erhalten;

— die Schaff ung einer Stelle beim Norddeutschen Rundfunk, 

die für Diskriminierungsfragen zuständig ist; 

— Menschen mit Migrationsgeschichte müssen in allen Be-

reichen und Ebenen der Medien entsprechend ihres An-

teils in der Bevölkerung repräsentiert sein.

Medien



amfn e.V.
Arbeitsgemeinschaft Migrantinnen, Migranten 
und Flüchtlinge in Niedersachsen
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www.amfn.de


